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Vorwort zur 2. Auflage

Die Neuauflage des Werkes bringt die Ausführungen zum Recht im Gesundheitswesen
auf den Stand der Gesetze und Rechtsprechung im Frühjahr 2022.

Seit dem Erscheinen der ersten Auflage sind zahlreiche Gesetze in Kraft getreten, wie
beispielsweise das Terminservice- und Versorgungsgesetz, Gesetz für mehr Sicherheit
in der Arzneimittelversorgung, MDK-Reformgesetz, Intensivpflege- und Rehabilitati‐
onsstärkungsgesetz, Gesundheitsversorgungs- und Pflegeverbesserungsgesetz, Digi‐
tale-Versorgung-und-Pflege-Modernisierungs-Gesetz sowie verschiedene durch die
Pandemie bedingte Gesetze zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes.

Immer wieder zeigt sich, dass das Recht im Gesundheitswesen ein sehr dynamisches
Gebiet der Rechtswissenschaft ist. Für Neueinsteigerinnen und Neueinsteiger ist es
angesichts der Menge an vorhandenen Gesetzen sowie der zahlreichen gesetzlichen
Novellierungen nicht immer leicht, sich den einzelnen Themen zu nähern. Hinzu
kommt die sich ständig weiterentwickelnde Rechtsprechung. Mit der vorliegenden
zweiten Auflage verbinde ich die Hoffnung, dass sie erneut bei den Leserinnen und
Lesern viel Zuspruch erfährt und ihnen eine hilfreiche Unterstützung gibt, sich die
rechtlichen Rahmenbedingungen für die verschiedenen Berufsfelder im Gesundheits‐
wesen zu erschließen.

Für Hinweise und Anregungen bin ich stets dankbar. Ihre Mail erreicht mich unter
s.hobusch@ostfalia.de.

Wolfsburg, August 2022
Sandra Hobusch

 
 
 
 

Web-Service
Zu den Aufgaben im Buch werden Lösungen angeboten. Sie finden diese unter:
http://s.narr.digital/2i7tz





Vorwort zur 1. Auflage

Das vorliegende Werk richtet sich an Studierende der nicht juristischen Bachelor-
oder Masterstudiengänge, die eine berufliche Tätigkeit im Gesundheitswesen anstre‐
ben, und an Jurastudenten, die sich in ihrem Schwerpunktbereich mit dem Recht
im Gesundheitswesen beschäftigen möchten. Für Personen, die bereits beruflich im
Gesundheitswesen tätig sind, ist es gleichfalls geeignet, sich die rechtlichen Rahmen‐
bedingungen zu erschließen.

Seinen Ursprung hat das Werk bereits in meiner Anfangszeit als Professorin. Auf
der Suche nach passenden Lehrbüchern für die Studierenden der Studiengänge Kran‐
kenversicherungsmanagement, Management im Gesundheitswesen und Augenoptik
wurde ich nicht fündig. Somit mussten sich „meine“ Studierenden mit einer langen
Liste von Lehr- und Handbüchern, Gesetzeskommentaren und Zeitschriftenaufsätzen
begnügen, von denen sie regelmäßig nur einen Bruchteil benötigten. In dieser Zeit
reifte in mir der Gedanke, dass ich selbst ein Buch zum Recht im Gesundheitswesen
schreiben müsste. Das war im Jahre 2001! Nach vielen Jahren, in denen es bei dem
„Ich-müsste-Vorsatz“ geblieben war, erhielt ich eine Verlagsanfrage, die mir endlich
den nötigen Ansporn gab, meinen Vorsatz in die Tat umzusetzen. Für diesen Ansporn
und die gute Zusammenarbeit möchte ich dem Verlag danken.

Zwischenzeitlich sind bereits einige Lehrbücher zum Medizin- und Gesundheits‐
recht sowie zu Teilbereichen, wie beispielsweise Pflege- und Pharmarecht, erschienen.
Gleichwohl ist, wenn man die Fülle der vorhandenen Lehrbücher zu den traditionellen
Rechtsgebieten, wie beispielsweise zum Bürgerlichen Recht, als Vergleichsmaßstab
anlegt, keine Marktsättigung zu verzeichnen.

Die Struktur des vorliegenden Werkes orientiert sich an den Berufsfeldern der
verschiedenen Akteure des Gesundheitswesens, Krankenhäuser, Pflegeheime, Pharma‐
unternehmen, Krankenkassen usw. Es führt die Regelungen der verschiedenen Rechts‐
gebiete, die für den jeweiligen Akteur relevant sind, zusammen. All diese Regelungen
werden im Kontext und aus der Perspektive des Akteurs erörtert. Dieses Vorgehen
beruht auf der didaktischen Idee, den Leser mit dem spezifischen Rechtsrahmen der
Tätigkeit in einem bestimmten Arbeitsumfeld (z. B. in der Krankenhausverwaltung)
vertraut zu machen.

 
Wolfsburg, Dezember 2018

Sandra Hobusch
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1 Einführung

1.1 Akteure, Leistungen und Finanzierung des deutschen
Gesundheitswesens

Das Gesundheitswesen ist der gesellschaftliche Bereich, der der Gesunderhaltung
sowie der kurativen, medizinisch-rehabilitativen und pflegerischen Versorgung der
Bevölkerung dient. Das deutsche Gesundheitswesen ist sehr komplex und heterogen.
Es lässt sich am ehesten erfassen, wenn es anhand der beteiligten Akteure, der
angebotenen Leistungen sowie der Finanzierung der gesundheitlichen Versorgung
betrachtet wird.

Erstens lässt sich das Gesundheitswesen durch die beteiligten Akteure strukturieren.
Zu den Beteiligten gehören zum einen die Anbieter der Dienstleistungen und Waren.
Das sind z. B. die niedergelassenen Ärzte und Krankenhäuser, Pflegedienste und
Pflegeheime, pharmazeutischen Unternehmen und Apotheken (siehe Abschnitt 2).

Die Anbieter befinden sich in unterschiedlicher Trägerschaft. Insoweit werden die
öffentlichen, freigemeinnützigen und privaten Träger unterschieden. Als öffentliche
Träger gelten juristische Personen des öffentlichen Rechts. Zu ihnen gehören die
Bundesrepublik, die Bundesländer und Gemeinden sowie die Sozialversicherungsträ‐
ger, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind. Die Bundesrepublik ist Träger
der Bundeswehrkrankenhäuser, die Länder sind Träger von Universitätskliniken und
psychiatrischen Landeskrankenhäusern, die Gemeinden von kommunalen Kranken‐
häusern. Ferner betreiben z. B. die Rentenversicherungsträger Rehabilitationskliniken.
Die freigemeinnützigen Dienste und Einrichtungen befinden sich in der Trägerschaft
der kirchlichen Wohlfahrtspflege (z. B. Caritas, Diakonie), der freien Wohlfahrtspflege
(z. B. Arbeiterwohlfahrt, DRK) oder gehören gemeinnützigen Stiftungen und Vereinen.
Zur dritten Gruppe der privaten Träger zählen die berufs- oder gewerbsmäßig tätigen
Einzelpersonen (z. B. niedergelassener Arzt), Personengesellschaften (z. B. Augenop‐
tiker in der Rechtsform der OHG) und juristische Personen des Privatrechts (z. B.
Krankenhaus in der Rechtsform einer AG).

Soweit die Anbieter von Waren und Dienstleistungen die Versicherten der gesetz‐
lichen Krankenversicherung und sozialen Pflegeversicherung versorgen, werden sie
auch als Leistungserbringer bezeichnet. Sie schließen sich regelmäßig in Verbänden
auf Landes- und/oder Bundesebene zusammen, die die beruflichen Interessen der
Anbieter fördern und gegenüber anderen Akteuren vertreten. So sind beispielsweise
die Krankenhäuser in Landeskrankenhausgesellschaften organisiert, die ihrerseits
Mitglieder der Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG) sind.

Zum anderen sind die Kostenträger, wie z. B. die Kranken- und Pflegekassen,
Beteiligte des Gesundheitswesens (siehe Abschnitt 3). Sie finanzieren sich über Beiträge



1 Sozialgesetzbuch (SGB) Fünftes Buch (V) v. 20.12.1988, BGBl. I S. 2477, z. g. d. G. v. 10.12.2021, BGBl.
I S. 5162.

2 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union v.9.5.2008, ABl. C 115 S. 47, z. g. d. Beschl.
v. 18.7.2019, ABl. L 196 S. 1.

3 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland v. 23.5.1949, i. d. i. BGBl. III, Gliedergs-Nr. 100-1
veröff. bereinigte F., z. g. d. G. v. 29.9.2020, BGBl. I S. 2048.

der Mitglieder und Arbeitgeber und organisieren die Gesundheitsversorgung der
Mitglieder und (Familien-)Versicherten. Die Kostenträger sind ebenfalls in Verbänden
organisiert. Beispielsweise sind alle Kranken- und Pflegekassen Mitglied des Spitzen‐
verbandes Bund der Krankenkassen (GKV-Spitzenverband), der in der Pflegeversiche‐
rung als Spitzenverband Bund der Pflegekassen auftritt.

In der gesetzlichen Krankenversicherung bilden vier Spitzenorganisationen – die
KBV, KZBV, DKG und der GKV-Spitzenverband – den Gemeinsamen Bundesausschuss
(GBA). Dieser ist ein gemeinsames Selbstverwaltungsgremium mit umfassender Richt‐
linienkompetenz (zur Besetzung und Beschlussfassung vgl. § 91 SGB V1). Der GBA
beschließt gem. § 92 SGB V Richtlinien über die Gewährung für eine ausreichende,
zweckmäßige und wirtschaftliche Versorgung der gesetzlich Versicherten, z. B. die
Arzneimittel-Richtlinie, Qualitätsmanagement-Richtlinie, Zahnersatz-Richtlinie. Er
wird bei seiner Arbeit von zwei fachlich unabhängigen, wissenschaftlichen Instituten
unterstützt, dem Institut für Qualitätssicherung und Transparenz im Gesundheitswe‐
sen (vgl. § 137a SGB V) und dem Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (vgl. § 139a SGB V).

Ferner prägen die Europäische Union, der Bund und die Bundesländer das Gesund‐
heitswesen mit ihrer Rechtssetzung. Die Tätigkeit der Europäischen Union ist gem. Art.
168 AEUV2 u. a. auf die Verbesserung der Gesundheit der Bevölkerung, die Verhütung
von Humankrankheiten, die Beseitigung von Ursachen für die Gefährdung der Ge‐
sundheit, Bekämpfung schwerwiegender grenzüberschreitender Gesundheitsgefahren
gerichtet. In diesem Sinne hat die Europäische Union beispielsweise Qualitäts- und
Sicherheitsstandards für Arzneimittel geregelt (vgl. dazu Abschnitte 2.9.3, 2.9.6 und
2.9.7). Für die Organisation des Gesundheitswesens, die medizinische Versorgung der
Bevölkerung und die Sozialversicherungssysteme ist die Europäische Union dagegen
nicht zuständig. Diese Bereiche bleiben kraft ausdrücklicher Regelung in Art. 168
Abs. 7 AEUV in der Verantwortung der Mitgliedstaaten.

In der Bundesrepublik Deutschland gehört das Gesundheitswesen in vielerlei Hin‐
sicht zur konkurrierenden Gesetzgebung. Das gilt z. B. für die Sozialversicherung, die
Zulassung zu ärztlichen und anderen Heilberufen und zum Heilgewerbe sowie für
das Recht des Apothekenwesens, der Arzneien, der Medizinprodukte, der Heilmittel,
der Betäubungsmittel und Gifte (vgl. Art. 74 Abs. 1 Nr. 12, 19 GG3). Konkurrierende
Gesetzgebung bedeutet gem. Art. 72 GG, dass die Länder die Befugnis zur Gesetzgebung
haben, solange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit nicht
durch Gesetz Gebrauch gemacht hat.
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Abbildung 1: Akteure des Gesundheitswesens
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Der Bund und die Länder wirken nicht nur legislatorisch, sondern auch exekutiv im
Gesundheitswesen mit. Ihre Verwaltungsbehörden nehmen insbesondere die staatliche Auf‐
sicht über die Einrichtungen, Unternehmen und Sozialversicherungsträger wahr (vgl. z. B.
Abschnitte 2.9.5, 3.1.1 und 3.2.9). Bestimmte Aufgaben nehmen – je nach landesrechtlicher
Ausgestaltung – die Landkreise, kreisfreien Städte, Gemeinden als untere Verwaltungsbe‐
hörden im übertragenden Wirkungskreis wahr. So ist beispielsweise das Gesundheitsamt
ein wichtiger Akteur des öffentlichen Gesundheitsdienstes (vgl. Abschnitt 4).

Die Gesamtheit der staatlichen Stellen des Bundes und der Bundesländer, der
Gemeinden und Sozialversicherungsträger, die Aufgaben der gesundheitlichen Ver‐
sorgung der Bevölkerung wahrnehmen, wird auch als öffentliches Gesundheitswe‐
sen bezeichnet. Innerhalb des öffentlichen Gesundheitswesens spielt der öffentliche
Gesundheitsdienst, dem bevölkerungsmedizinische Aufgaben zugewiesen sind, eine
zentrale Rolle; vgl. dazu Abschnitt 4.

Zweitens lässt sich das Gesundheitswesen anhand der angebotenen Leistungen
verschiedenartig unterteilen. Die Leistungen können im Sinne des betriebswirtschaft‐
lichen Begriffs der Güter in Dienstleistungen sowie Waren unterschieden werden.

Leistungen

Dienstleistungen, 
wie z. B. 

ärztliche 
Behandlung

nichtärztliche 
Behandlung, 

wie z. B. 
Physiotherapie

Krankenhaus-
behandlung

pflegerische 
Versorgung

Waren, 
wie z. B.

Arzneimittel

Medizinprodukte 

Abb. 2: Unterscheidung der Gesundheitsleistungen in Dienstleistungen und WarenAbbildung 2: Unterscheidung der Gesundheitsleistungen in Dienstleistungen und Waren
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Ferner lassen sich die Leistungen danach differenzieren, mit welchem Ziel sie der
gesundheitlichen Versorgung dienen. Diese Differenzierung führt zu einer Einteilung
des Gesundheitswesens in verschiedene Versorgungsbereiche, nämlich (Primär-)Prä‐
vention, Kuration, Rehabilitation und Pflege. Wenn von Prävention gesprochen wird,
ist häufig die Primärprävention gemeint. Sie umfasst die Leistungen, die auf die
Verhinderung und Verminderung von Krankheitsrisiken sowie auf die Förderung
eines gesundheitsorientierten Handelns gerichtet sind. Die kurativen Leistungen zielen
auf die (Früh-)Erkennung und Behandlung von Krankheiten, insbesondere Heilung,
Schmerzlinderung und Verzögerung des Krankheitsverlaufs, ab. Diese Ziele werden
auch mit den Leistungen der Rehabilitation verfolgt. Die Rehabilitationsmaßnahmen
sind aber zugleich darauf gerichtet, die Folgen der Krankheit, die die Teilhabe des
Betroffenen an der Gesellschaft einschränken, zu beseitigen oder zu minimieren. Die
pflegerischen Leistungen zielen darauf ab, Beeinträchtigungen der Selbständigkeit
oder der Fähigkeiten des Pflegebedürftigen zu beseitigen oder zu mindern und eine
Verschlimmerung der Pflegebedürftigkeit zu verhindern.

(Primär-)Prävention

Pflege Kuration

(medizinische) 
Rehabilitation

Abbildung 3: Unterscheidung der Versorgungsbereiche

Innerhalb dieser Versorgungsbereiche werden die (Dienst-)Leistungen in verschiede‐
nen Versorgungsformen – ambulant, teilstationär und vollstationär – erbracht. Eine
ambulante Versorgung ist zeitlich begrenzt. Der Kontakt zwischen dem Leistungsemp‐
fänger (z. B. Patient) und dem Leistungserbringer (z. B. Arzt) besteht nur in der Zeit, in
der die Leistung (z. B. Behandlung) erbracht wird. Dagegen bedeutet eine teilstationäre
oder vollstationäre Versorgung, dass der Empfänger (z. B. Patient) in das betriebliche
Organisationsgefüge des Leistungserbringers (z. B. Krankenhaus) integriert wird, und
zwar entweder Tag und Nacht (= vollstationär) oder nur tagsüber oder nur nachts, aber
wiederkehrend (= teilstationär). Weiterführende Erläuterungen zur Abgrenzung der
ambulanten, teil- und vollstationären Krankenhausbehandlung finden Sie im Abschnitt
2.2.3.4.
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Abb. 4: Unterscheidung der Versorgungsformen

ambulante Versorgung

Beispiele: 
■ Behandlung eines 

Patienten durch einen 
niedergelassenen Arzt
■ Physiotherapie

■ ambulante Operation 
im Krankenhaus
■ ambulante 

Rehabilitations-
maßnahme

■ Versorgung eines 
Pflegebedürftigen im 
häuslichen Bereich 

durch den Pflegedienst

teilstationäre Versorgung

Beispiele: 
■ Behandlung im 

Krankenhaus (z. B. in der 
psychiatrischen 
Abteilung eines 
Krankenhauses)

■ Versorgung eines 
Pflegebedürftigen in 
einer Tagespflege-

einrichtung

vollstationäre Versorgung

Beispiele: 
■ Behandlung eines 

Patienten im 
Krankenhaus
■ stationäre 

Rehabilitations-
maßnahme

■ Versorgung eines 
Pflegebedürftigen im 

Pflegeheim

Abbildung 4: Unterscheidung der Versorgungsformen

Wenn es um die rechtlichen Rahmenbedingungen der Leistungserbringer in den
einzelnen Versorgungsbereichen und -formen geht, zeigt sich die Heterogenität des
deutschen Gesundheitswesens besonders deutlich. So erbringen beispielsweise die
meisten Pflegedienste sowohl die häusliche Krankenpflege als auch die häusliche
Pflegehilfe. Während Letztere den Regeln der Pflegeversicherung unterliegt, wird die
häusliche Krankenpflege als kurative Leistung im Rahmen der gesetzlichen Kranken‐
versicherung erbracht. In beiden Bereichen unterliegen sie sehr unterschiedlichen
Regelungen, vgl. dazu Abschnitt 2.6. Selbst innerhalb eines Versorgungsbereichs sind
sehr differenzierte Regeln anzutreffen, wie es z. B. bei der stationären und ambulanten
Krankenhausbehandlung zu beobachten ist (vgl. im Einzelnen Abschnitte 2.2.3.5 bis
2.2.3.7).

Drittens ist die Finanzierung der gesundheitlichen Versorgung im deutschen Gesund‐
heitswesen differenziert.
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Finanzierungsarten

steuerfinanzierte 
staatliche Gesundheits-

fürsorge
beitragsfinanzierte 

Versicherung

gesundheitliche 
Versorgung durch 
eigene Mittel des 

Betroffenen

Sozial-
versicherung, 
z. B. Kranken-

und Pflege-
versicherung

Private Kranken-
und Pflege-

versicherung

Beispiele:
■ Beihilfe für 

Beamte
■ Heilfürsorge für 

Polizeibeamte, 
Justiz-

vollzugsbeamte, 
Feuerwehrleute, 

Soldaten
■ Sozialhilfe für 

Bedürftige

Beispiele:
■ Zuzahlungen im 

Rahmen der 
gesetzlichen Kranken-

versicherung
■ eigenfinanzierte 

(zusätzliche) 
Leistungen

Abbildung 5: Finanzierung der gesundheitlichen Versorgung

Die Sozialversicherung dient der sozialen Sicherung gegen Krankheit, Arbeitsunfall,
Berufskrankheit, Minderung der Erwerbsfähigkeit, Mutterschaft und Alter. Sie ist
Ausdruck der in Art. 20 Abs. 1 GG verankerten Staatszielbestimmung, dass die Bundes‐
republik ein Sozialstaat ist, und hat die nachfolgenden charakteristischen Merkmale:

● Die Sozialversicherung ist staatlich organsiert. Die Aufgaben werden von Versiche‐
rungsträgern wahrgenommen, die rechtsfähige Körperschaften des öffentlichen
Rechts mit Selbstverwaltung sind (vgl. Näheres zu den Kranken- und Pflegekassen
Abschnitt 3.1.2).

● Die Sozialversicherung dient vor allem der sozialen Sicherung der gegen Arbeits‐
entgelt beschäftigen Arbeitnehmer. Sie beruht im Grundsatz auf einer Pflichtmit‐
gliedschaft der Versicherten (vgl. zur Kranken- und Pflegeversicherung Abschnitt
3.1.4 und 3.1.5).

● Sie beruht auf dem Solidarprinzip. Die Mitglieder der Solidargemeinschaft gewäh‐
ren sich bei Eintritt des geschützten Risikos gegenseitig Unterstützung.

● Die finanziellen Mittel werden hauptsächlich durch die Beiträge der Versicherten
und der Arbeitgeber aufgebracht (vgl. zur Kranken- und Pflegeversicherung
Abschnitte 3.1.6 und 3.1.7). Da die Höhe der Beiträge nicht vom Alter und
Gesundheitszustand, sondern vom Einkommen des Einzelnen abhängt, erfolgt
eine Umverteilung innerhalb der Solidargemeinschaft, und zwar von Gesunden zu
Kranken, von Älteren zu Jüngeren und von höher zu geringer Verdienenden.
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